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Die Herausforderungen der 
Flüchtlingspolitik seien eine 
„Frischzellenkur“ für die west-

lichen Demokratien, behauptete Wolf-
gang Schäuble vor einem Jahr bei der 
Festveranstaltung zum 45jährigen Jubi-
läum der Schwarzkopf-Stiftung. Doch 
inzwischen ist Ernüchterung eingekehrt, 
das von Daimler-Chef Dieter Zetsche 
erho� te „nächste deutsche Wirtschafts-
wunder“ läßt auf sich warten.

Dispokredite und Geld aus 
dem persönlichen Umfeld

Damit die Wählerstimmung nicht 
kippt, hat die vom Bundes� nanzmi-
nister beaufsichtigte Kreditanstalt für 
Wiederaufbau (KfW) o� enbar den Auf-
trag erhalten, statistischen Optimismus 
zu verbreiten: „Jeder fünfte Existenz-
gründer in Deutschland ist Migrant“ 
titelten Welt und Zeit. Andere verwen-
deten einfach gleich die Überschrift der 
KfW-Pressemeldung: „Jährlich 170.000 
Existenzgründungen durch Migranten“. 

Der Begri�  „Flüchtlinge“ kommt in 
der KfW-Studie nicht vor. Es um geht 
alle Ausländer und nach der Geburt 
Eingebürgerte – vom Schweizer Pro-
fessor und dem vietamesischen Doktor 
über den Gastarbeiterenkel bis zum hier 
gestrandeten EU-Bürger vom Balkan. 

Auch die Behauptung, Migranten neig-
ten überdurchschnittlich häu� g zur Exi-
stenzgründung (20 zu 18 Prozent in der 
Gesamtbevölkerung), ist eher gewagt. 
Auch bei der Gründerquote, also dem 
Anteil der Existenzgründer an der er-
werbsfähigen Bevölkerung, sind 1,77 zu 
1,60 Prozent im Untersuchungszeitraum 
2009 bis 2015 nicht so dramatisch. Nur 
bei der Gründungsquote von Migran-
ten mit Hochschulbildung sind 3,1 zu 
2,3 Prozent tatsächlich bemerkenswert. 
Denn nur 26 Prozent der migrantischen 
Gründer sind Akademiker – in Deutsch-
landschnitt sind es aber 28 Prozent.

Am deutlichsten ist der Unterschied 
bei Existenzgründern mit abgeschlos-
sener Ausbildung: Der Migrantenanteil 
liegt bei 33 Prozent; insgesamt sind es 
aber 49 Prozent. Überdurchschnittlich 
vertreten sind hingegen Migranten ohne 
jegliche Ausbildung: 41 Prozent gegen-
über 23 Prozent. Hierzu schweigt sich 
der KfW-Bericht aus. Statt dessen wird 
herausgestellt, daß Migranten seltener 
Startkredite in Anspruch nehmen: 
„Fast jeder zweite gründet mit Geld 
von Familienmitgliedern, Freunden 
oder Bekannten.“ Insgesamt setzte nur 
jeder dritte auf Finanzierung durch das 
persönliche Umfeld.

Bei der Finanzierung über Dispokre-
dite liege die migrantische Quote bei 29 
Prozent gegenüber dem Durchschnitt 
von 16 Prozent. „Diese Tendenz in 
Richtung teurer Überziehungskredite 
kann ein Hinweis auf beschränkten 

Kreditzugang sein, zum Beispiel weil 
Sprachde� zite die Verhandlungen er-
schweren. Eine weitere Erklärung sind 
Informations- oder Planungsde� zite bei 
unzureichendem Finanzwissen“.

Noch eine weitere Erklärung könnte 
sein, daß es Gründungskonzepte und 
Branchen gibt, die mangels Tragfähigkeit 
keine Bank � nanzieren möchte. Hierzu 
schweigt die KfW-Studie – auch dazu, 
in welchen Branchen die Migranten ihre 
Selbständigkeit begründen. Zudem ist 
nicht jeder ausländische Abschluß mit 
dem deutschen Standard vereinbar. Und 
daß der selbständige marokkanische 
oder serbische Dolmetscher auf festes 
Einkommen durch behördliche und 
gerichtliche Aufträge ho� en kann, ist 
kein neues Wirtschaftswunder.

Erhöhtes Abbruchrisiko, 
Notgründungen, Hartz IV

Das Bonner Institut für Mittel-
standsforschung (IfM) klagte 2016 in 
der Studie „Existenzgründungen von 
ausländischen Staatsbürgern“, es lägen 
„nur lückenhafte Kenntnisse über die 
ausländischen Gründer und ihre Grün-
dungsvorhaben vor“. Daher schaute das 
IfM genauer hin: Die auf das Bauge-
werbe entfallenden Einzelunterneh-
mergründungen von Ausländern hätten 
sich zwischen 2009 und 2013 von 27,8 
Prozent auf 42,2 Prozent erhöht. Der 
Anteil der Scheinselbständigen sei nicht 
zu ermitteln. Der Baugründerboom be-
gann, als Rumänien und Bulgarien Teil 
des EU-Schengenraumes wurden.

Im Bergbau und bei Abwasser- und 
Abfallentsorgung sei der ausländische  
Gewerbeanteil hoch. In der Energie-
versorgung, in den Finanz- und Ver-
sicherungsdienstleistungen sowie dem 
Grundstücks- und Wohnungswesen 
hingegen niedrig: „Hier wurde nicht 
einmal jedes zehnte Einzelunternehmen 
von einem Ausländer gegründet“, so das 
IfM. 2013 betrug der Ausländeranteil 
unter den Existenzgründungen von Frei-
beru� ern (Ärzte, Anwälte, Journalisten 
usw.) sowie an wissenschaftlichen und 
technischen Dienstleistungen 15,5 Pro-
zent. Etwa eine halbe Million EU-Bürger 

beziehen Hartz-IV-Leistungen. Nicht 
alle sind arbeitslos, sondern oft Niedrig-
löhner, die „aufstocken“. Mit 42 Prozent 
au� allend hoch ist der Aufstockeranteil 
laut Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung (IAB) bei EU-Bürgern aus 
Bulgarien und Rumänien. Bei allen Aus-
ländern waren es immerhin 30 Prozent. 

Die unternehmerische Frischzellen-
kur hält auch nicht lange an: Bereits 
im ersten Jahr brechen 16 Prozent der 
Migranten ihre Selbständigkeit ab, ins-
gesamt sind es nur zwölf Prozent. Nach 
dem zweiten Jahr sind es 30 Prozent zu 
22 Prozent, so daß dann „der Migran-
tenanteil an den Gründern der zugrun-
de liegenden Bevölkerung entspricht“, 
räumt die KfW ein. Hintergrund sind 
laut KfW das junge Alter, fehlende Er-
fahrung und Finanzierung sowie der 
Schwerpunkt im Handelsgewerbe.

Ein Hochschulabschluß gehe aber 
„mit einem signi� kant reduzierten Ab-
bruchrisiko einher“. Im allgemeinen 
spiele das beru� iche Bildungsniveau 
keine große Rolle für die Bestandsfe-
stigkeit von Existenzgründungen. Viele 
Selbständigkeiten seien auch Notgrün-
dungen aus Perspektivlosigkeit am Ar-
beitsmarkt. Die erstbeste Gelegenheit 
zur abhängigen Beschäftigung werde von 
solchen Notgründern gerne genutzt. Die 
akademischen Existenzgründungen sei-
en vergleichsweise langfristiger geprägt.

Unter Berücksichtigung der Sozial-
leistungen für EU-Bürger und ihre An-
gehörigen erscheint der migrantische 
Unternehmerdrang in einem anderen 
Licht: Wer selbständig ist, muß keine 
existenzsichernde Tätigkeit ausüben. Er-
kennbare Erwerbsaussichten genügen 
fürs „Aufstocken“. Dies umfaßt auch 
Hilfen bei Krankheit, Mutterschaft so-
wie Sonderbedarf und Geld für Kinder. 
Detaillierte Analysen zu migrantischen 
Existenzgründungen stehen im sonst so 
statistikfreudigen Deutschland noch aus.

Münchner Unternehmer Fahed Kayalı: Erfolgreiche Migranten müssen herhalten, um die Mär vom neuen Wirtschaftswunder aufrechtzuerhalten
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ERAm 15. Januar 2015 gab die 
Schweizerische Nationalbank 

(SNB) ihren Mindestkurs von 1,20 
Franken gegenüber dem Euro auf – 
und die eidgenössische Währung stieg 
in der Spitze am 23. Januar auf 0,98. 
Doch die SNB führt ihre Politik der 
Frankenschwächung fort. Sie interve-
niert nach wie vor im Devisenmarkt, 
kauft Euro und gibt neue Franken 
aus. Die Furcht ist zu groß, daß eine 
fortgesetzte Aufwertung des Franken 
die Schweizer Wirtschaft schädigt. 
Derzeit muß man 1,07 Franken für 
einen Euro zahlen.

In einer ganz ähnlichen 
Lage befinden sich die 
Tschechen. Ihre Krone, 
die seit dem 3. Februar 
1993, kurz nach der Auf-
lösung der Tschechoslo-
wakei, die o�  zielle Lan-
deswährung ist, hat sich 
als Erfolgsmodell erwie-
sen: Seit Einführung des 
Euro hat die Krone um 
31 Prozent gegenüber 
der Einheitswährung auf-
gewertet. Im November 
2013 begann die Zen-
tralbank ČNB, sich dem 
Aufwertungsdruck aktiv 
entgegenzustemmen, in-
dem sie im Devisenmarkt 
zugunsten des Euro intervenierte. 

Der Wechselkurs wurde bei 27 
Kronen pro Euro festgesetzt, um das 
Land preislich wettbewerbsfähig zu 
halten. Doch der Plan ging nicht auf. 
Die guten Wirtschaftszahlen und die 
desaströse Entwicklung im Euroraum 
heizten die Spekulation auf eine not-
wendige Kronen-Aufwertung an. Die 
ČNB mußte daraufhin immer mehr 
Euro kaufen und sie mit neuen, aus 
dem Nichts gescha� enen Kronen be-
zahlen, um den Wechselkurs auf dem 

gewünschten Niveau zu halten. Am 6. 
April 2017 gaben die Tschechen ihre 
Mindestkurspolitik auf, denn diese 
Politik hätte ansonsten zu einer für 
die Krone ruinösen Entwicklung ge-
führt: Die Geldmenge hätte immer 
weiter erhöht werden müssen, und 
das wäre auf eine teilweise Vernich-
tung des inneren Währungswertes 
hinausgelaufen. Die Ankündigung, 
ihre Interventionen einzustellen, 
führte bislang jedoch nur zu einer 
moderaten Kronen-Aufwertung.

Das Signal, das die Tschechen ge-
sendet haben, ist unmiß-
verständlich: Der Euro 
ist für sie – wie auch für 
die Schweizer – kein Sta-
bilitätsanker. Sie wollen 
sich nicht an ihn binden 
und damit die EZB-
Geldpolitik importieren. 
Zwar ist die Einführung 
des Euro für die Tsche-
chen zwingend aufgrund 
ihrer EU-Mitgliedschaft. 
Jedoch steht es ihnen frei, 
den Zeitpunkt der Euro-
Einführung zu wählen. Es 
wäre nicht überraschend, 
wenn die Tschechen da-
mit weiter warten wollen. 

Die Abwertungsfahrt 
des Euro ist vermutlich 

noch nicht zu Ende. Sie könnte sich 
bald auch gegenüber dem Złoty oder 
dem Forint zeigen, die ebenfalls eine 
Euro-Anbindung haben. Denn die 
EZB betreibt mit ihren Null- und 
Negativzinsen, verbunden mit ei-
ner Geldmengenausweitung, eine 
Entwertungspolitik, um die Euro-
Schuldenpyramide vor dem Einsturz 
zu bewahren. Eine solche Geldpolitik 
wollen die Staaten, die 1990 dem So-
zialismus entkommen sind, sich nicht 
freiwillig zu eigen machen.

Tschechische Nationalbank gibt ihre Mindestkurspolitik auf

Der Euro verliert Anhänger

Seit Jahren trommelt das Institut 
der deutschen Wirtschaft (IW) für 

o� ene Grenzen, denn Zuwanderung 
leiste „einen zentralen Beitrag zur 
Fachkräftesicherung in Deutschland“. 
Und die Finanziers des Kölner IW 
greifen o� enbar beherzt zu: „Fast ein 
Viertel aller Unternehmen beschäf-
tigt derzeit Ge� üchtete oder hat es in 
den vergangenen drei Jahren getan“, 
behauptet eine von vielen Medien zi-
tierte aktuelle IW-Studie, die auf einer 
Befragung von 1.030 Firmen beruht. 
Soll heißen: „Wir scha� en das!“

Doch in derselben Studie heißt es 
auch: 86 Prozent sehen die größten 
Probleme für eine dauerhafte Mit-
arbeit in den mangelnden Deutsch-
kenntnissen – sprich: der Steuerzahler 
soll Sprachkurse � nanzieren, dann 
läuft’s besser. Und im Kleingedruck-
ten wird verraten, daß derzeit nur 
8,7 Prozent der Firmen Flüchtlinge 
regulär beschäftigen. Daß medial dar-
aus gleich „ein Zehntel“ wird, liegt 
nicht am IW, daß aber auch Firmen 
dazu zählen, die nur einen „Ge� üch-
teten“ in der Belegschaft haben, sehr 

wohl. Das IW behauptet auch, daß 
Unternehmen bei der Flüchtlingsin-
tegration „stark engagiert“ seien: In 
17 Prozent der Firmen hätten Flücht-
linge inzwischen Praktika absolviert, 
ein Drittel plane, im laufenden Jahr 
Flüchtlinge einzustellen.

Das klingt optimistisch und freut 
sicher auch das Bundeswirtschafts-
ministerium, das die IW-Studie auf-
grund eines Bundestagsbeschlusses 
gefördert hat. Insofern ist es überra-
schend, daß das IW o� en zugibt, was 
„zentrale Anreize für die Einstellung 
von Flüchtlingen“ sind: die Verfüg-
barkeit von berufsbezogener Sprach-
förderung parallel zur Beschäftigung, 
Lohnkostenzuschüsse sowie „externe 
Unterstützung mit Blick auf Nach-
hilfe, sozialpädagogische Betreuung 
oder Betreuung im Bereich der Be-
rufsvorbereitung“. Auf gut deutsch 
heißt das aber: Ohne mehr Geld vom 
Steuerzahler läuft kaum etwas.

Beschäftigung und Quali� zierung von Flüchtlingen in Firmen

Kölner Kleingedrucktes
Von Mathias Pellack

Schäubles Frischzellenkur hält nicht lange
KfW-Studie zur Selbständigkeit: Jede fünfte neue Existenzgründung in Deutschland erfolgt durch Migranten
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Die Finanzkrise 2008 hat die Weltwirt-
schaft an den Rand des Abgrunds getrie-
ben. Doch ihre Ursachen sind bis heute 
nicht verstanden worden. Die Autoren 
zeigen, warum der Finanzkapitalismus 
immer wieder daran scheitert, unseren 
enormen Wohlstand fair und nachhaltig 
zu verteilen.
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Matthias Weik, Marc Friedrich
Kapitalfehler  
Wie unser Wohlstand vernichtet wird und 
warum wir ein neues Wirtschaftsdenken 
brauchen 

Hans-Werner Sinn

Der Schwarze Juni

Brexit, Flüchtlingswelle, Euro-
Desaster – Wie die Neugrün-
dung Europas gelingt

Für Hans-Werner Sinn stellt der 
„Schwarze Juni“ 2016 mit dem 
Brexit und weiteren wichtigen 
Entscheidungen eine Zeitenwen-
de dar. Wir müssen jetzt handeln! 
Er legt daher ein kompaktes Pro-
gramm zur Neugründung Euro-
pas und zur Änderung des Lissa-
boner EU-Vertrags vor.
368 S., geb.
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Max Otte

Rettet unser Bargeld!

Droht die Abscha� ung des Bar-
gelds? Frei verfügbares Geld ist 
ein Fundament freier Gesellschaf-
ten. Schon eine Begrenzung von 
Bargeldzahlungen ermöglicht 
den Kontrollstaat. Eine Streit-
schrift von Prof. Dr. Max Otte, dem 
Prognostiker der Finanzkrise von 
2008 (Der Crash kommt)!
48 S., Pb.
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 Hans-Olaf Henkel, 
Joachim Starbatty

Deutschland gehört 
auf die Couch!

Warum Angela Merkel die Welt 
rettet und unser Land ruiniert

Die beiden renommierten Au-
toren führen Merkels Politik 
auf fehlendes Selbstbewußt-
sein, ideologische Gesinnung-
sethik und ein krankhaftes Hel-
fersyndrom als Reaktion auf die 
Untaten des Naziregimes zurück. 
Sparer, Mittelstand und künftige 
Generationen werden die Rech-
nung bezahlen.
256 S., geb. 
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Janne Jörg Kipp

Vereinigte Staaten von Europa 

Die geheimen Pläne von CIA, 
Nationalsozialisten und einer 
globalen Wirtschafts- und 
Finanzelite

Wer sind die Strippenzieher hin-
ter den Kulissen? Die Gründung 
der EU, die sich in eine zentralis-
tische Diktatur verwandelt, hat 
eine spektakuläre Vorgeschich-
te. Pläne der Nationalsozialisten 
wurden wortgetreu übernom-
men, und ein mächtiges Finanz-
kartell beherrscht heute Europa.
313 S., geb. 
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Norbert Häring

Die Abscha� ung des Bargelds und die Folgen

Der Weg in die totale Kontrolle

Stehen Sie gern nackt vor einem 
Bankangestellten? Sie werden 
es künftig, weil er jede einzelne 
Zahlung kennt. Er weiß deshalb 
auch, was Sie mit wem letztes 
Wochenende gemacht haben. 
Das Finanzamt ebenfalls. Und 
der Hacker sowieso. Bargeld 
heißt Freiheit und Selbstbe-
stimmung!
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Bruno Bandulet

Beuteland

Die systematische Plünderung 
Deutschlands seit 1945

Welche materiellen und geisti-
gen Werte wurden den Deut-
schen in sieben Jahrzehnten 
genommen? Was steckt hinter 
der europäischen Integration 
und der Masseneinwanderung, 
und wie verkam der Euro zum 
Enteignungsprogramm? Bruno 
Bandulet entlarvt die „Verschwö-
rung der Eliten“!
333 S., geb.,

Fokus Volkswirtschaft 165/17 – Studie „Mi-
granten gründen häu� ger und größer: mehr 
Wochenstunden, mehr Angestellte“:

 kfw.de/KfW-Konzern/Service/Download-
Center/Konzernthemen-(D)/Research/Fokus-
Volkswirtschaft/

„Beschäftigung und Quali� zierung von 
Flüchtlingen“, in IW-Trends 2/17:

 www.iwkoeln.de/studien/iw-trends

Gründungsgeschehen in Deutschland
Quali� kationsstrukur  Abbruchquote nach drei Jahren
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